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AKTUELL

Bundesrat und FDP iiberdenken
wegen Ukraine-Krieg ihre Militarpolitik

Russlands Angriffskrieg gegen
die Ukraine fiihrt in der Schweizer
Sicherheitspolitik zu politischen
Mehrheiten fiir eine substanzielle
Starkung der Landesverteidigung.
Der Zusatzbericht des Bundes-
rates zum Sicherheitspolitischen
Bericht 2021 (SiPolB 21) und eine
FDP-Studie wollen diese Stirkung
durch eine engere Kooperation
mit der NATO vorantreiben - ohne
einen Beitritt zur Allianz.

Fritz Kalin

Das VBS gab fiir die Erarbeitung des am
7. September vom Bundesrat verodffentlich-
ten Zusatzberichts zum SiPolB 21 unabhdn-
gige Analysen durch das Center for Securi-
ty Studies und alt Botschafter Jean-Jacques
de Dardel in Auftrag. Beide stimmen mit
dem, was das Departement von sich aus
im Zusatzbericht geschrieben hitte, wei-
testgehend iiberein. Spannender ware die
Konsultation von anderen unabhéngigen,
aber nicht mit dem VBS {ibereinstimmen-
den Meinungen gewesen.

Verandertes Umfeld

Welche Neuerungen enthdlt nun der Zu-
satzbericht gegeniiber dem SipolB 21? Zu-
erst gibt er einen Riickblick auf den Kriegs-
verlauf in der Ukraine sowie die Reaktio-
nen darauf. Bei den Bedrohungen fiir die
Schweiz identifiziert er gegeniiber dem Ur-
sprungsbericht kaum Verdanderungen. Es
werden verstdrkte russische Beeinflussungs-
und Desinformationsaktivitaten festgestellt.
Gegeniiber der seit gut 70 Jahren bestehen-
den Bedrohung durch Abstandswaffen wird
die Schweiz als «erpressbar» und «auf Zu-
sammenarbeit mit anderen Staaten ange-
wiesen» beschrieben.!

Die schweizerische Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik sei noch konsequenter auf
Kooperation mit Partnern auszurichten.
Etwas freier {ibersetzt soll die Schweiz ein
potenzieller Verbiindeter der NATO werden,
muss dazu aber {iber «die gesamte Breite
an Verteidigungsfahigkeiten verfiigen, um

eine glaubwiirdige Kapazitdt zur eigenstan-
digen Verteidigung zu erhalten». In der Neu-
betonung der Fihigkeit zur Verteidigung des
eigenen Landes unterscheidet sich die neue
Anndherungspolitik an die NATO von der-
jenigen um die Jahrtausendwende. Damals
wurde mit dem grosseren Verlass auf EU
und NATO eine weitgehende Demontage der
autonomen Verteidigungsfahigkeit gerecht-
fertigt.

Konsequenzen fiir die Ausrichtung
der Armee

Der Zusatzbericht erinnert ohne Wertung
daran, dass in den letzten 30 Jahren die Ar-
meebestdnde und das Armeebudget gesenkt,
die Beweglichkeit der Verbande aber erh6ht
wurde. Mit der WEAwurde der Fokus auf die
wahrscheinlicheren Unterstiitzungseinsat-
ze zugunsten ziviler Behérden gelegt. Am
15. Mai 2019 féllte der Bundesrat einen Rich-
tungsentscheid, die Bodentruppen starker
auf hybride Konflikte in urbanem Gebiet
auszurichten. Die Fahigkeit, abseits von
Strassen und Wegen eine mobile Vertei-

«Auf iiber 100 Seiten
setzt die FDP Schweiz
einen neuen Benchmark
fiir militarpolitische
Parteipapiere.»

digung zu fithren, wurde aber weitgehend
aufgegeben. Der Ukraine-Krieg und der star-
ker wachsende Militdretat fithren im Zu-
satzbericht zu keinen Neuiiberlegungen
fiir die langfristige Ausrichtung der Armee.
Hierzu wird auf die ab 2024 fahigkeitsori-
entierten Armeebotschaften verwiesen. Mit
dem hoheren Armeebudget sollen diver-
se Liicken rascher als bislang geschlossen
werden, beispielsweise mit dem Einkauf
zusdtzlicher Munition (2023), neuen Bo-
den-Boden-Panzerabwehrlenkwaffen (2024)
oder der zweiten Tranche Mérser 16 (2022)
und geschiitzten Radfahrzeugen fiir Pan-
zersappeure (2023).

Aber bedeuten diese Investitionen, dass
die militarische Landesverteidigung end-

lich wieder von «savoir faire» auf «pouvoir
faire» umstellt? Vielleicht findet sich die
Antwort akademisch-verklausuliert in den
Schlussfolgerungen. Dort heisst es, hdhere
Verteidigungsausgaben wiirden «konkret»
ermdglichen, «bestehende Fahigkeiten im
gesamten Fahigkeitsspektrum der Armee zu
erhalten und zur Abwehr eines bewaffneten
Angriffs aufzubauen».

Konsequenzen fiir die nichtmilitérische
Landesverteidigung

Wie schon im Ursprungsbericht wird eine
Starkung der Antizipation in allgemeinen
Worten beschworen. Dafiir werden beim
Bevolkerungsschutz beziiglich der Erfor-
dernisse fiir einen bewaffneten Konflikt die
Vernachldssigungen der letzten Jahre end-
lich beim Namen genannt. Bund und Kan-
tone haben in ihren Verantwortungsbe-
reichen viel nachzuholen. Einst setzte die
Schweiz mit ihrer «Gesamtverteidigung»
Weltmassstdbe, an denen sich Lander mit
gesundem Selbstbehauptungswillen bis
heute orientieren. Der Zusatzbericht blickt
aber lieber iiber die Grenzen, als auf histori-
sche Erfahrungen: «Aufgrund des Krieges
in der Ukraine passen die NATO und die EU
ihre Strategien zu Resilienz an, inklusive
Zusammenarbeit mit Partnern, was neue
Moglichkeiten fiir die Schweiz bietet.» Es
brauche eine «Priifung, wie und wo die Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Bevolke-
rungsschutz, ABC-Schutz und Resilienz kri-
tischer Infrastrukturen und Dienstleistun-
gen verstarkt werden kénnte». Zusammen-
arbeit mit Partnerlandern in Ehren, aber die
aufgezdhlten Bereiche fallen in die unteil-
bare Verantwortung eines jeden Staates ge-
geniiber seiner eigenen Bevolkerung.

FDP-Studie fordert
eine «kooperative Dissuasion»

«Russlands Uberfall auf die Ukraine: Ein
Weckruf fiir die Sicherheitspolitik», so lau-
tet der Titel der von der FDP Schweiz in Auf-
trag gegebenen Studie. Als Autoren zeich-
nen Standerat Thierry Burkart, Daniel Heller
und Andreas Heizmann. Auf iiber 100 Seiten
setzen sie nicht nur einen neuen Benchmark
fiir militarpolitische Parteipapiere. Auch das
VBS konnte sich bei seinen Grundlagendo-



Allgemeine Schweizerische Militarzeitschrift

kumenten an der allgemeinverstdandlichen
Sprache sowie der militdrisch schliissigen
Argumentation dieser Milizautoren ein Bei-
spiel nehmen. Ausserdem leitet die Studie,
wie schon das kompakte sicherheitspoli-
tische Positionspapier der FDP vom Juni2,
die Erwartungen an die Armee unmissver-
standlich aus der Bundesverfassung ab.
Die Analyse des Ukraine-Krieges aus
strategischer und militdrstrategischer Per-
spektive ist etwas vom Besten, was bislang
im deutschsprachigen Raum dazu geschrie-
ben wurde. Daraus werden Erkenntnisse
und Konsequenzen fiir die Schweiz abgelei-
tet und in politische Forderungen iibersetzt.
Die wichtigste Konsequenz aus Sicht der
Autoren: Es braucht einen Strategiewechsel
zur «kooperativen Dissuasion». Es ist ein
Versuch, die Dissuasionslogik des 20. Jahr-
hunderts mit der «Sicherheit durch Ko-
operation» zu vermdhlen. Ein Gegner soll
wissen, dass die Schweiz im Angriffsfall
nicht nur formell ihre Neutralitdt ablegt,
sondern ihre Krafte mit denen der NATO
rasch und wirksam biindeln kann. Was die
Studie klarer betonen diirfte: Es geht ihr
nicht um die Schaffung einer Kontingents-
armee, die nur noch als Modul von Armeen
grosserer «Rahmennationen» {iberhaupt
einsetzbar wdre. Die Schweizer Armee soll
das eigene Staatsgebiet aus eigener Kraft
verteidigen und einen Gegner bereits im
operativen Vorfeld stellen kénnen.

Wann erkennt der Bundesrat
den Mehrbedarf an Infanteristen?

Die FDP-Studienautoren massen sich nicht
an, die «richtige» Bestandesgrosse fiir die
Armee zu kennen. Aber sie argumentieren
einleuchtend dafiir,den Sollbestand deutlich
anzuheben und die Grundorganisation der
Armee wieder auf den Verteidigungsauftrag
auszurichten.In diesen Kontext gehort ihre
Forderung, die Schaffung neuer, ortsgebun-
dener, leichter Infanterieverbdnde in den
Territorialorganisationen zu priifen.? Auch
die OG Panzer fordert in ihrem jlingsten
Positionspapier zusitzliche Infanteriever-
bande fiir die Territorialdivisionen. Leider
hielt der Bundesrat in einem Postulatsbe-
richt vom 12. Januar 2022 «die Bildung zu-
satzlicher militdrischer Schutzformationen
[fiir] aktuell weder angezeigt noch zweck-
massig».# Im sicherheitspolitischen Zu-
satzbericht unterbleibt leider eine Neube-
urteilung dieser «Zweckmadssigkeit». In
den Erkenntnissen aus dem Ukraine-Krieg
verschweigt er die kriegsmitentscheidende
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Rolle der ukrainischen Territorialinfanterie
regelrecht. Dabei war es diese leichte Infan-
terie, welche die im Zusatzbericht hoch-
gelobten Panzerabwehrlenkwaffen so wirk-
sam gegen die russischen Invasionskolon-
nen einsetzte. Die FDP-Studie analysiert den
Krieg somit ganzheitlicher, wihrend der Zu-
satzbericht Waffensysteme und Fahigkeiten
eher isoliert betrachtet.

Wie neutralitits- und milizvertraglich
wire eine Annaherung an NATO und EU?

Die FDP-Studie stimmt mit dem Zusatz-
bericht darin iiberein, dass die Schweiz ihre
Verteidigungsfahigkeit durch engere Zu-
sammenarbeit mit NATO und EU stiarken
soll. Beide Papiere listen recht detailliert auf,
welche «Gefdsse» dafiir neu oder vermehrt
genutzt werden konnten. Dass die aussen-
und neutralitatspolitischen Aspekte einer
«kooperativen Dissuasion» noch viele kon-
troverse Debatten auslésen werden, zeigt
sich nur schon daran, dass derselbe Gesamt-
bundesrat Anfang September ein vom Aus-
sendepartement vorgeschlagenes Konzept
der «kooperativen Neutralitdt» ablehnte.

Bei den einzelnen Optionen fiir eine
engere Kooperation mit der NATO und der
EU bleibt es immer eine politische Abwa-
gung, ob die damit verbundene Starkung der
(militarischen) Landesverteidigung die neu-
tralitdtspolitischen Reputationsfolgen {iber-
wiegt.

Eine engere Zusammenarbeit mit den
heutigen Partnern wirft nicht nur aussen-
politische Glaubensfragen auf. Fiir ihre mi-
litdrische Realisierbarkeit miissten Milizar-
meeangehorige regelmdssig ausserhalb der
Schweiz trainieren kénnen. Das Ubungstab-
leau der NATO diirfte keine Riicksicht auf
den Beginn der Studiensemester oder die
Abschlussperiode von Lehrabschliissen neh-
men. Der bundesratliche Zusatzbericht be-
schreibt das Milizsystem primadr als Hinder-
nis fiir eine engere Ausbildungszusammen-
arbeit.

Die FDP-Studie kommt zum Schluss,
dass es innerhalb des Milizsystems Losun-
gen fiir zwei unterschiedliche Militardienst-
formen braucht: die Verbandsausbildung
in NATO-Kooperation mit ldngerer Vorbe-
reitung und Abwesenheit als im heutigen
System sowie gegeniiber heute kiirzeren
Ausbildungsdiensten in den Territorialein-
heiten.

Beide Papiere benennen zwar das Pro-
blem respektive den Bedarf. Fiir Lésungen
brauchte es zum einen den Blick iiber die
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Grenzen. Erfahrungen mit der Verbandsaus-
bildung von Nicht-Berufstruppen im Aus-
land hitten vermutlich Singapur, die US-
Nationalgarde sowie NATO-Armeen mit mi-
lizdhnlichen Reservistenkonzepten. Zudem
erfiillen die freiwilligen skandinavischen
Heimwehrmilizen schon ldnger das territo-
riale Aufgabenportfolio. Zum anderen bote
sich eine (Wieder-)Unterteilung der Militir-
dienstpflicht in Altersklassen an. Ldngere
Ausbildungsbldcke (teils im Ausland) gdbe
es im «Auszugsalter», allenfalls ein auf ma-
ximal 200 Tage beschrankter Durchdiener-
dienst. Danach folgte ein Wechsel in die Ter-
ritorialeinheiten der eigenen Wohnortregi-
on, wo die restliche Dienstpflicht in kiirze-
ren WKs als heute erfiillt wird (bei nur noch
eingeschrankter Tauglichkeit Wechseln in
den Zivil- respektive Katastrophenschutz).

Nahe zur eigenen Bevdlkerung
entscheidend

Die FDP hat mit ihrer umfassenden Studie
gezeigt, dass sie aufgrund des Ukraine-Krie-
ges zu einer Neubeurteilung ihrer bishe-
rigen Militarpolitik bereit ist. Der Zusatzbe-
richt ist mehr um Rechtfertigung der schon
vor Februar 2022 gefdllten Richtungsent-
scheide des Bundesrates bemiiht. Fiir die
Starkung der militdrischen Landesvertei-
digung bedarf es nicht nur gut klingen-
der Pauschalforderungen nach mehr Geld,
hoéheren Bestinden, moderneren Waffen
und engerer Ausland-Zusammenarbeit. Es
braucht mehrheitsfahige Konzepte, wie die
Dienstpflicht den militdrischen Notwendig-
keiten, aber auch den Bediirfnissen von Ge-
sellschaft und Wirtschaft gerecht werden
kann. Denn am Ende entscheidet nicht das
Material, sondern der Wehrwille des Perso-
nals iiber die Verteidigungsfahigkeit eines
Landes. Unabhdngig davon, ob es im Ernst-
fall auf sich gestellt oder im Verbund mit an-
deren kimpfen muss. m

1  Eine recht eindimensionale Antwort auf diese
potenziell existenzielle Bedrohung, verglichen mit
der Selbstbehauptungsstrategie im 20. Jahrhun-
dert.

2 Vgl Fritz Kilin, SVP und FDP haben in der Sicher-
heitspolitik grosse Schnittmengen, ASMZ 09/2022.

3 Die Studie referenziert dabei u.a. auf Olaf Nie-
derberger, Der Wert der Territorialverteidigung,
ASMZ 04/2022.

4 Internationaler Vergleich von militdrischen
Schutzformationen, Bericht des Bundesrates in
Erfiilllung des Postulates 20.3043 Zuberbiihler
vom 4. Marz 2020.



	Bundesrat und FDP überdenken wegen Ukraine-Krieg ihre Militärpolitik

